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Geſetz⸗ Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— No, 13. 


(No. 1307.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 1ſten Auguſt 1831., die Erhaltung der Landtags⸗ 
faͤhigkeit ritterſchaftlicher Güter nach Ablöfung der Reallaſten betreffend. 


D. nach der unterm 13ten Juli 1829. publizirten Ordnung, wegen Abloͤſung 
der Reallaſten in denjenigen Landestheilen, welche vormals zum Koͤnigreiche 
Weſtphalen, zum Großherzogthum Berg und zu den Franzoͤſiſchen Departe⸗ 
ments dieſſeits des Rheins gehört haben, die Abloͤſung durch Kapitalzahlung 
erfolgen, und dadurch das Einkommen eines landtagsfaͤhigen Ritterguts aus 
dem Grundeigenthum und den Realgerechtſamen unter denjenigen Betrag herab⸗ 
ſinken kann, welcher in der Verordnung vom 17ten Mai 1827., — die im Geſetze 
vom 27ften März 1824. wegen Anordnung der Provinzialſtaͤnde in der Provinz 
Sachſen vorbehaltenen Beſtimmungen betreffend, — Art. 7., imgleichen in den, 
denſelben Gegenſtand betreffenden Verordnungen für Weftphalen und die Rhein⸗ 
provinz, vom 13ten Juli 1827., reſp. Art. 11. und 16., zur Erhaltung der 
Landtagsfaͤhigkeit eines Ritterguts bei vorkommenden Zerſtuͤckelungen fir noth⸗ 
wendig erachtet worden iſt; gleichwohl, da dieſe Art von Zerſtuͤckelung von 
Seiten des Berechtigten oft eine unfreiwillige ſeyn kann, die Billigkeit erfordert, 
dem Gutsbeſitzer geſetzliche Mittel zu Erhaltung der Landtagsfaͤhigkeit ſeines 
Guts darzubieten, ſo finde Ich Mich bewogen, auf den Bericht des Staats⸗ 
miniſterii vom 12ten Juli d. J. Folgendes zu verordnen: 

1) Wenn in Folge des Geſetzes vom 13ten Juli 1829. die Ablöfung der 
Dienſte, Natural- und Geldleiſtungen durch Kapitalzahlung erfolgt, und 
dadurch das Einkommen eines landtagsfaͤhigen Ritterguts unter den Betrag 
vermindert wird, welcher nach den oben erwaͤhnten Verordnungen vom 
17ten Mai und 13ten Juli 1827., reſp. Art. 7., 11. und 16., in den 
benannten Provinzen als nothwendig zu Erhaltung der Landtagsfaͤhigkeit 
bei eintretender Zerſtuͤckelung erachtet worden iſt, ſo ſoll es dem Beſitzer 
geſtattet ſeyn, die Qualität ſeines Gutes zu erhalten, wenn er ſich an— 
heiſchig macht, den Ertrag deſſelben zu ergaͤnzen. 8 
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2) Dieſe Ergaͤnzung kann durch neu anzukaufende Grundſtuͤcke erfolgen, 
welche ſo gelegen ſind, daß ſie mit dem Gute verbunden und mit demſelben 
bewirthſchaftet werden konnen. / 

3) Bei Gütern, welche vor der Abloͤſung mehr, als Eintauſend Thaler 
Reinertrag gewährt haben, muͤſſen fo viele neue Grundſtuͤcke dieſer Art 
mit dem Gute verbunden werden, daß der Reinertrag deſſelben wieder bis 
auf wenigſtens Eintauſend Thaler gebracht wird. 8 


4) Wenn aber ein Gut zeither bereits weniger als Eintauſend Thaler Rein⸗ 
ertrag gewaͤhrt hat, ſo muß nachgewieſen werden, daß das ganze Abloͤ⸗ 
ſungskapital auf den Ankauf ſolcher, mit dem Gute konſolidirter Grund⸗ 
ſtuͤcke verwandt worden ſey. 5 N 


5) Zu dem Ankaufe wird denjenigen, welche ſich zu ſolchem bereit erklaͤren, 
eine vierjaͤhrige Friſt geſtattet. Während der erſten zwei Jahre verbleiben 
ſie ungeſtoͤrt in dem Beſitze der zeither ausgeuͤbten ritterſchaftlichen Rechte. 
Wenn ſie nach Ablauf derſelben nicht die Ergaͤnzung der Guͤter in der 
oben vorgeſchriebenen Art nachweiſen, ſo ruhen dieſe Rechte waͤhrend der 
beiden naͤchſtfolgenden Jahre, und ſind nach Verfluß derſelben, wenn die 
Ergaͤnzung nicht nachgewieſen wird, als erloſchen zu betrachten. 


6) Wenn ein Gutsbeſitzer vor Ablauf der erſten zweijaͤhrigen Friſt dem Land⸗ 
rath des Kreiſes glaubhaft zu beſcheinigen vermag, daß es ihm waͤhrend 
derſelben an Gelegenheit zum Ankaufe der Behufs der Ergänzung. erfor 
derlichen Grundſtuͤcke gefehlt, daß er aber das Abloͤſungskapital in dem 


nach H. 3. und 4. erforderlichen Betrage auf ein fremdes Gut hypothe⸗ 


kariſch verſichert habe, ſo ſoll die Landtagsfaͤhigkeit auch im dritten und 
vierten Jahre von ihm oder ſeinem Nachfolger im Beſitze ausgeuͤbt werden 
duͤrfen, fo lange das Kapital unvermindert in ſeiner oder ſeines Nachfol⸗ 
gers Hand bleibt. Auch ſoll dem Gutsbeſitzer geſtattet ſeyn, waͤhrend 
dieſer zwei Jahre durch ein eigenes, zum Gute nicht gehöriges anderweites 
Grundſtuͤck fuͤr die Sicherheit des Abloͤſungskapitals Kaution zu ſtellen. 
Nach fruchtlofen Ablauf dieſer Friſt erliſcht die Landtagsfaͤhigkeit, und der 
Landrath willigt in die Loͤſchung der etwa eingetragenen Kaution. 


Die Landtagsfaͤhigkeit ſolcher Güter, welche ſelbſt ohne einen Ritterſitz bloß 
in Natural⸗ oder Geldrenten beſtehen, erliſcht durch die Abloͤſung gegen 
Kapital ſofort. Sollte der Beſitzer das Abloͤſungskapital zur Erwerbung 
und Konſolidirung von Grundſtuͤcken verwenden, ſo werde Ich daruͤber, 
ob einer ſolchen neu gebildeten Beſitzung die Rittergutsqualitaͤt zu verleihen 
ſey, auf Antrag des Beſitzers, nach Lage der Umſtaͤnde, beſondere Ent⸗ 
ſchließung faſſen. i e a 
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89) Die Landraͤthe find beauftragt, uͤber die Befolgung dieſer Vorſchriften zu 
wachen; den Oberpraͤſidenten aber ſteht, mit Vorbehalt des Rekurſes, die 
Entſcheidung und Feſtſetzung zu. i 

5 Hiernach hat das Staatsminiſterium das Weitere zu veranlaſſen, auch 

die Publikation gegenwärtigen Befehls durch die Geſetzſammlung anzuordnen. 
Teplitz, den 1 ſten Auguſt 1831. 
Friebrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. a 
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(No. 1308.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 17ten Auguſt 1831., über Erweiterungen 
5 der nachgelaſſenen Abfindungen wegen der Braumalzſteuer, und über. die 
bedingte Zulaͤſſigkeit der Erhebung dieſer Steuer im Wege der Mahlſteuer. 


Far Erleichterung und Vereinfachung der Brauſteuer⸗ Kontrolle will Ich nach 
Ihrem Antrage die durch Meine Order vom Lten Juni 1827. ertheilte Ermaͤchti⸗ 
gung zu Abfindungen wegen der Braumalzſteuer dahin erweitern: daß dergleichen 
auf Fixation der Brauſteuer zeitweiſe gerichtete Abfindungen nicht blos auf dem 
Lande den Brauern ohne Unterſchied, ſondern auch in Staͤdten der geſammten 
Brauerſchaft der Stadt, nach dem Antrage der Mehrzahl ihrer Mitglieder, geſtattet 
werden koͤnnen, in ſo weit es mit Sicherung der geſetzlichen Steuer -Einnahme 
vom verbrauchten Braumalze vereinbar iſt. Auch kann die Brauſteuer in ihrem 
bisherigen Betrage von 20 Silbergroſchen für den Zentner Malzſchroot als Mahl⸗ 
ſteuer, ſowohl bei Abfertigung des Malzes zur Muͤhle als beim Eingang von 
Malzſchroot in die Stadt, in denjenigen mahlſteuerpflichtigen Städten erhoben 
werden, wo dieſe Einrichtung nach den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen und nach Ihrem 
Ermeſſen für zuläffig erachtet wird und die Mehrzahl der Brauer ſich dafuͤr erklaͤrt. 
In dieſem Falle bleibt Gerſten- und Weitzen⸗Malzſchroot, welches zu andern 
Zwecken als zum Brauen beſtimmt iſt, von der Mahlſteuer fuͤr Braumalz nur 
dann befreit, wenn entweder das Malz vor der Abfertigung zur Muͤhle, mit 
rohem Getreide, oder das Malzſchroot, vor der Einfuhr in die Stadt, mit 
Schroot aus rohem Getreide hinlaͤnglich gemengt iſt, um nicht zum Bierbrauen 
verwendet werden zu konnen. Malzſchroot ohne dieſe Beimengung kann in folchen 
Staͤdten, frei von der Mahlſteuer, nur fuͤr diejenigen Brennereien bereitet oder 
eingefuͤhrt werden, welche lediglich Kartoffeln verarbeiten und die von Ihnen uͤber 
den Verbrauch ſolches reinen Malzſchroots anzuordnenden Kontroll⸗Maaßregeln 
befolgen. Wo die Braumalzſteuer hiernach als Mahlſteuer erhoben wird, finden 
die geſetzlichen Vorſchriften und Strafbeſtimmungen, welche fuͤr die Mahlſteuer 
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beftehen, auch auf die Bereitung des Braumalzſchroots in kontrollpflichtigen 


Mühlen und auf den Eingang des Braumalzſchroots Anwendung. Sie haben 
dieſe Beſtimmungen durch die Geſetzſammlung bekannt machen zu laſſen. 


Berlin, den 17ten Auguſt 1831. 
Friedrich Wilhelm. 
An den Staats- und Finanzminiſter Maaſſen. 


(No. 1309.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 23ſten Auguſt 1831., wegen der Zahlungen 
für Schwediſch-Pommerſches Kourant. 


N, nach vollftändiger Ausführung Meiner Order, wegen der alten Schwediſch⸗ 
Pommerſchen Münzen, vom 28ſten Februar 1830., das alte Schwediſch⸗ 
Pommerſche Kourant, dem Umlauf entzogen iſt, ſo bedarf es, zur Abwendung 
prozeſſualiſcher Weiterungen, einer Vorſchrift uͤber die Ausgleichung ſolcher 
privatrechtliche Verpflichtungen, welche nach dem urſpruͤnglichen Rechtsverhaͤlt⸗ 
niſſe durch baare Zahlung in Schwediſch-Pommerſchen Kourant, oder deſſen 
Stelle vertretenden Zwei-Dritteln zu erfuͤllen ſind. Ich ſetze deshalb, nach dem 
von den Provinzial⸗Behoͤrden und im Berichte des Staatsminiſteriums vom 
13ten d. M. bevorworteten Antrage des Neu-Vorpommerſchen Kommunal 
Landtages, Folgendes feſt: a 


1) Alle privatrechtliche Verpflichtungen, bei denen die Zahlung in Pommer⸗ 
ſchen Kourant, oder in Zwei⸗Drittelſtuͤcken vorbedungen iſt, koͤnnen von 
dem Schuldner in Preußiſchen Kourant mit einem Aufgelde von 13% Prozent 
abgeloͤßt werden. i 

2) Dieſer Normal⸗Kours findet auch für diejenigen Verbindlichkeiten Statt, 
die aus Judikaten und letztwilligen Verordnungen, oder auf den Grund 
eines ſonſtigen Rechtstitels mittelſt baarer Zahlung zu erfuͤllen ſind. 

Das Staatsminiſterium hat die Aufnahme dieſer Beſtimmungen in die 
Geſetzſammlung zu veranlaſſen. 5 5 
Berlin, den 23ſten Auguſt 1831. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Stagtsminiſterium. 


